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(2) Sind in den vom Betrieb eingereichten Unter­
lagen falsche Angaben enthalten, so kann die Bank 
bis zur Richtigstellung der Angaben die weitere Kredit­
gewährung teilweise oder ganz verweigern. Die 
Bestimmungen über eine strafrechtliche Verantwortlich­
keit bleiben davon unberührt.

§ 14
(1) Die Bank hat bei den Betrieben, die
a) ihre geplante Produktion nicht voll durch Verträge 

gebunden haben und bei denen die Gefahr besteht, 
daß es zu einer Produktion kommt, deren Absatz 
nicht gesichert ist, oder

b) eine Produktion aufgenommen haben, ohne daß
Verträge vorliegen,•

die planmäßigen eigenen Umlaufmittel des Betriebes 
zu sperren bzw. den Richtsatzplankredit zu kürzen in 
dem Verhältnis, wie die Produktion nicht durch Ver­
träge gedeckt ist. Ausgenommen sind die Fälle, in 
denen eine Genehmigung für die Durchführung einer 
nicht vertragsgebundenen Produktion vom zuständigen 
Organ vorliegt.

(2) Die Bank kann bei den Betrieben, die
a) die abgeschlossenen Verträge nicht erfüllen,
b) bei der Realisierung abgeschlossener Verträge die 

in gesetzlichen Bestimmungen und anderen Vor­
schriften sowie in vertraglichen Vereinbarungen 
festgelegten Bedingungen nicht einhalten oder

c) die Staatsplanpositionen nicht erfüllen,

die planmäßigen eigenen Umlaufmittel des Betriebes 
sperren bzw. den Richtsatzplankredit kürzen in dem 
Verhältnis, wie die Produktion nicht Vertrags- bzw. 
plangerecht durchgeführt wird.

(3) Die Bank kann in den Fällen gemäß Abs. 2 
weiterhin

a) die Vorlage von Vertrags- und Versandunterlagen 
fordern,

b) die Gewährung von Forderungskrediten ver­
weigern,

c) den Forderungseinzug ablehnen bzw. die sofortige 
Gutschrift des Rechnungsbetrages befristet ver­
weigern.

(4) Nehmen Betriebe als Besteller nicht vertrags­
gerechte Lieferungen ab, ohne die ihnen hieraus 
erwachsenden Rechte geltend zu machen bzw. ohne die 
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Geltend­
machung zu schaffen, so kann die Bank die hiervon 
betroffenen Bestände bis zur Beseitigung der Mängel 
von der Kreditierung gemäß §§ 6 bis 8 ausschließen.

§ 15
Die Bank kann von den Außenhandelsunternehmen 

bei verspäteter Einreichung der Exportdokumente Ver­
spätungsgebühren erheben.

§ 16
(1) Werden die gesetzlichen Bestimmungen über die 

Gewährleistung einer planmäßigen, technisch und öko­
nomisch begründeten Bestandshaltung nicht eingehalten 
und wird der Verpflichtung zum Abbau von Überplan­
beständen nicht nachgekommen, so kann die Bank

a) die Gewährung weiteier Sonderkredite ver­
weigern,

b) die Bezahlung von Verbindlichkeiten aus Waren­
lieferungen und Leistungen höchstens in dem 
Umfang, wie fällige Kredite durch Gelderlöse aus 
dem Verkauf von Waren abgedeckt werden, bzw. 
nur im Rahmen eines von der Bank festzusetzen­
den Limits zulassen oder

c) die Bezahlung der künftigen Lieferungen mittels 
Akkreditiv anordnen.

(2) Werden die gesetzlichen Bestimmungen Über die 
Abwertung und Verschrottung von materiellen Umlauf­
mitteln nicht eingehalten, so hat die Bank die Betriebe 
aufzufordern, innerhalb einer festzulegenden Frist die 
notwendigen Maßnahmen zu deren Einhaltung durch­
zuführen. Kommt ein Betrieb dieser Aufforderung 
nicht nach, so hat die Bank das übergeordnete Organ 
zu benachrichtigen und von ihm die Durchsetzung der 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zu fordern. 
Bis zur Herstellung der gesetzlichen Ordnung kann die 
Bank

a) in angemessener Höhe die planmäßigen eigenen 
Umlaufmittel des Betriebes sperren und den 
Richtsatzplankredit kürzen oder

b) die Gewährung weiterer Sonderkredite ver­
weigern.

(3) Die Bank kann bei den Betrieben, bei denen 
durch eine Überschreitung der planmäßigen Kosten die 
planmäßigen Bestände nicht eingehalten werden, eine 
detaillierte Kontrolle über die Verfügungen des Betrie­
bes durchführen. Dabei kann die Höhe der Verfügungen 
durch von der Bank festzusetzende Limite begrenzt 
werden.

§ 17
Werden Bestände oder Forderungen aus anderweitig 

zweckbestimmten Mitteln finanziert, so kann die 
Bank verlangen, daß die Betriebe diese Mittel ihrer 
Zweckbestimmung entsprechend einsetzen. Kommt ein 
Betrieb diesem Verlangen nicht nach, so ist die Bank 
berechtigt, diese Mittel auf einem Sonderkonto auszu­
sondern oder den Kredit in diesem Umfange zu kürzen.

§ 18
(1) Bei dem Betrieb, bei dem schwerwiegende Plan­

abweichungen und im allgemeinen über einen 
längeren Zeitraum überfällige Kredite bestehen, kann 
die Bank neben der Anwendung der Sanktionen gemäß 
§§ 12 bis 17 oder auch allein Maßnahmen gemäß 
Absätzen 2 bis 5 durchführen.

(2) Unternehmen verantwortliche Funktionäre keine 
oder nur ungenügende Anstrengungen zur Verbesse­
rung der Arbeit des Betriebes, kann die Bank bei den 
zuständigen Stellen die Überprüfung der Zahlung von 
Prämien oder die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
beantragen.

(3) Die Bank kann die Auszahlung von Lohngeldern 
mit bestimmten Auflagen (z. B. persönlicher Antrag 
des Leiters des Betriebes, der von der Betriebsgewerk­
schaftsleitung zu billigen ist, Vorlage von Maßnahme­
plänen) verknüpfen.

(4) Die Bank kann die weitere Kreditgewährung 
davon abhängig machen, daß der Leiter des Betriebes 
über die Mängel in der Arbeit des Betriebes, über die
von der Bank eingeleiteten Sanktionen und über ihre 
Auswirkungen für den Betrieb sowie über die zur


